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Im Fokus

Weltweit sind die Spuren der Finanz- und Wirtschaftskrise zu erkennen. Deut-

lich werden die Auswirkungen für die Bürger im direkten Lebensumfeld, da 

viele Kommunen zu einem harten Sparkurs gezwungen sind. Die Städte und 

Gemeinden in Nordrhein-Westfalen sind hier besonders betroffen. Mit fehlen-

den Einnahmen und steigenden Ausgaben gehen Kürzungen in den verschie-

densten Bereichen einher, von der Verwaltung bis zu sozialen Einrichtungen. 

Ein Haushaltssicherungskonzept (HSK) wird von der Kommunalaufsicht ver-

langt, um eine drohende Überschuldung abzuwenden.

Das Haushaltssicherungskonzept – 

Zielsetzung und Umsetzung 

Gemäß §76 Abs. 2 GO NRW dient das 
Haus  haltssicherungskonzept dem Ziel, 
im Rah men einer geordneten Haushalts-
wirtschaft die künftige dauernde Leis-
tungs fä hig keit der Gemeinde zu errei-
chen. Es bedarf der Geneh mi gung der 
Aufsichtsbehörde. Diese Geneh  migung 
kann nur erteilt werden , wenn aus dem 
Haushaltssiche rungs konzept her vor geht, 
dass spätestens im letzten Jahr der mit-
telfristigen Ergebnis - und Finanzpla nung 
der Haus haltsausgleich  nach §75 Abs. 2 
GO NRW wieder erreicht wird. Dies ist 
der Fall, wenn die Gesamtsumme der Er-
träge den Gesamtbetrag der Aufwen-
dungen erreicht  beziehungsweise  über-
steigt oder der Fehlbedarf mit der Aus -
gleichs rücklage gedeckt werden kann. 
Andernfalls kann das HSK nicht ge-
nehmigt  werden, der städtische Haushalt 
befi ndet sich dann in der vorläufi gen 
Haushalts führung gemäß §82 GO NRW, 
erlangt keine Rechtskraft und unterliegt 
dem soge   nann ten „Nothaushaltsrecht“. 
Damit geht unter  anderem der Verzicht 
auf freiwillige Leistungen und eine ein-

geschränkte Inves ti tionstätigkeit (Geneh-
migung durch Aufsichtsbehörde) einher. 

Obwohl alle Kommunen in NRW ihre Haus-
haltsplanung auf das Neue Kommunale 
Finanz management  (NKF) umgestellt ha-
ben , gibt es keine einheitliche Struktur der 
Haushaltspläne und Sicherungskonzepte . 
Die Kommunen sollen sich bei der Aufstel-
 lung ihres Haushaltssicherungskonzeptes 
an dem vom Innenministerium heraus-
gebrachten Leitfaden „Maßnahmen und 
Ver fahren zur Haushaltssicherung“ orien-
tie ren, dennoch fallen diese sehr unter-
schied lich aus. Eine einheitliche Gliede-
rung  nach Produkten wird vom Land nicht 
vorgeschrieben (§ 4 Abs. 2 GemHVO). 
Daraus resultieren Konzepte unterschied-
licher Ausprägung. Gladbeck liegt beispiels-
weise mit einem 34 Seiten starken HSK 
deutlich hinter Städten wie Duisburg 
(299 Seiten) und Mülheim mit 328 Sei-
ten. Einige  Städte gliedern ihre Maßnah-
men nach Dezernaten, die aber je nach 
Stadt unterschiedlich aufgeteilt sind, 
andere  nach Produkten. Weiterhin erstel-
len einzelne Städte Maßnahmenkataloge 
für die Fachbereiche unterhalb der Amts-
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ebene. Auch der allgemeine Teil am An-
fang jedes  Konzeptes weist verschiedene 
Inhalte  auf, sodass ein Vergleich der 
Finanz kenn zah len  erschwert wird.

Die Lage der Kommunen in 

Nord rhein-Westfalen

Die Zahl der Städte und Kommunen, 
die aufgrund dieser Regelungen ein HSK 
erstel len müssen, nimmt zu. Nach dem 
nordrhein-westfälischen Kommunalfi nanz-
bericht von 20091 haben von 429 Kom-
munen 59 die Pfl icht, ein Haushaltssiche-
rungs konzept aufzustellen, 276 können 
ihren Haushalt fi ktiv ausgleichen und 13 
sind bereits überschuldet.2 Die Kom mu-
nen  mit einem fi ktiv ausgeglichenen Haus-
halt haben zwar höhere Aufwen dungen 
als Erträge und müssten eigentlich ein 
HSK erstellen, sie gleichen jedoch die 
Defi  zite mit der Ausgleichsrücklage aus. 
Trotzdem wird ihnen empfohlen, ebenso 
Maßnahmen zu verabschieden, da sonst 
das Eigenkapital in naher Zukunft  aufge-
braucht sein könnte. 

In der jährlichen Haushaltsbefragung sei-
ner 359 Mitgliedskommunen beobachtet 
der Städte- und Gemeindebund NRW 
jüngst einen enormen Anstieg der Kom-
munen mit HSK. Waren es im vergange-
nen Jahr noch 45, sind es in 2010 bereits  

1  Der Kommunalfi nanzbericht für 2010 wird frühestens im September 
2010 erwartet.

2  Vgl. Innenministerium Nordrhein-Westfalen, Kommunalfi nanzbericht 
September 2009, abrufbar unter: http://www.im.nrw.de/bue/doks/
kommunalfi nanzbericht_0909.pdf.

143 Mitgliedskommunen.3 Überpropor tio-
nal betroffen sind vor allem die Großstädte . 
So prognostiziert der Städtetag NRW die 
Gefahr der Überschuldung für nahezu jede 
zweite Mitgliedstadt.4 Somit wird deut-
lich, dass trotz des Überschuldungsverbo-
tes nach §75 Abs. 7 GO NRW immer mehr 
Kommunen in NRW Defi zite in der Haus-
haltsplanung aufweisen und diese lang-
fristig kaum ausgleichen können.

In den Haushaltssicherungskonzepten 
wer  den zum Großteil die gleichen Gründe 
für die desolate Haushaltslage genannt. 
Übergeordnet spielt die Wirtschafts- 
und Finanzkrise eine bedeutende Rolle. 
Fehlende Gewerbe- und Einkommen-
steuereinnahmen und steigende Aus ga-
ben  im Bereich Personal- und Sachkosten 
bewirken eine negative Entwicklung in 
den Städ ten. Ebenso steigt der Anteil an 
sozialen Leistungen aufgrund der zuneh-
menden Arbeitslosigkeit. Viele Städte 
sehen zudem  den Ausgabenanstieg durch 
übertragene Aufgaben aus Bund und 
Land als ungerechtfertigt an.

Die Situation ausgewählter Städte 

Im Folgenden soll beispielhaft anhand 
der Haushaltssicherungskonzepte die Situ-
ation  einiger größerer Städte Nord rhein-
Westfalens aufgezeigt werden, um die 

3  Vgl. Städte- und Gemeindebund Nordrhein Westfalen, Presse-
mitteilung 15/2010, Düsseldorf 26.4.2010, abrufbar unter: 
www.kommunen-in-nrw.de/presse/pressemitteilungen/
detail/dokument/kommunalumfrage-belegt-schwere-fi nanzkrise/
aktion/details.html.

4  Vgl. Gemeindefi nanzbericht des Städtetages NRW 2009, abrufbar 
unter: www.staedtetag-nrw.de/imperia/md/content/stnrw/
internet/3_veroeffentlichungen/2009/2009_eildienst_heft_11.pdf.

wichtigsten Einsparpotenziale zu iden tifi -
zieren und deren Umsetzbarkeit einschät-
zen zu können. 

Duisburg
Die Stadt Duisburg ist überschuldet, da 
2010 das Eigenkapital aufgebraucht sein 
wird. Die Konsolidierungsmaßnahmen für 
den Zeitraum 2010 bis 2013 sind bei 
Weitem nicht ausreichend, da ca. eine 
Mil liarde Euro benötigt würde, jedoch 
vorerst 429 Millionen Euro geplant sind. 
Ungefähr ein Drittel dieser Summe ent-
fällt auf politische Forderungen an den 
Bund und das Land. In 2010 betragen die 
Forderungen nach Entlastung bezüglich 
des Solidaritätspaktes, höhe rer Beteili-
gung an den Kosten bei der Umset zung 
des SGB II (insbesondere Kosten für Un-
terkunft) sogar mehr als die Hälfte der 
Einsparsumme. Eigene Konsolidierungs-
anstrengungen sollen vor allem im Be-
reich freiwillige Leistungen (Kul tur und 
Sport), Per sonalaufwendun gen (Abbau 
von ca. 160 Stellen pro Jahr) durch Ausla-
gerung kommunaler Aufgabenerfüllung 
und Anpassung an die demografi sche Ent-
wick lung durch Schließungen von Schu-
len umgesetzt werden.5

Castrop-Rauxel
Die Stadt gehört ebenso zu den bereits 
in 2010 überschuldeten Städten. Hier 
sind Ein  sparmaßnahmen überwiegend 

5  Rheinisch-Westfälisches Institut für Wirtschaftsforschung (2010): 
„Duisburger Haushalt vor dem Kollaps?“ Eine Analyse des Haus-
haltsplanentwurfs 2010 und des Haushaltssicherungskonzepts der 
Stadt Duisburg.

Kommune (Zeitraum HSK) Konsolidierungs-

volumen HSK in 

Mio. Euro

davon im 

Personal  bereich 

in Mio. Euro

Anteil Personal bereich am 

Konso lidierungsvolumen 

HSK in Prozent

Anteil Konsoli die rungs -

volumen in 2010 an 

Gesamt aufwen dun gen 

in Prozent

Castrop-Rauxel (2010–2013)  35,7 23,1 64,7 4,3

Duisburg (2010–2013)  429,1 97,6 22,7 4,6

Essen (2010–2013)  567,8 130,2 22,9 5,7

Gelsenkirchen (2010–2013)  46,8 15,1 32,3 0,4

Gladbeck (2010–2014)  19,0 2,9 15,3 0,2

Leverkusen (2010–2015)  72,8 43,3 59,5 2,4

Unna (2010–2014)  21,7 5,4 24,9 1,8

Velbert (2009–2013)  6,4 1,5 23,4 0,6

Quelle: eigene DarstellungAbb. 1
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ein Gesamteinspa rvolumen von 2010 bis 
2014 in der Höhe von 19 Millionen Euro 
geplant. Auf den Per sonal be reich entfal-
len dabei 2,9 Mil lionen Euro, wobei der 
größte Anteil mit 1,5 Millionen Euro durch 
Reduzierung von Rück stel lungen für Über-
stunden und Urlaub , gefolgt von Abbau 
frei werdender Stellen (1,2 Millionen Euro) 
und durch Reduzierung der Ausbildung 
über Bedarf gespart werden soll.  

Gelsenkirchen
In Gelsenkirchen sollen zunächst fast ein 
Drittel der Einsparmaßnahmen im Be-
reich Personal stattfi nden. Rechnet man 
jedoch aus dem Gesamtvolumen der 
Einsparmaß nahmen von 46,8 Millionen 
Euro die gesondert  aufgeführte und noch 
zu konkretisierende Maßnahme „Verwer-
tung Kinderklinikgelände“ im Wert von 
24 Millionen Euro heraus, ergeben sich 
konkrete Maßnahmen von 22,8 Millionen 
Euro. Bei die   ser Betrach tungsweise wür-
den in Gelsenkirchen  die Einsparun gen 
im Perso nal be reich weit über die Hälfte 
der Gesamt summe betragen. 

Unna und Essen 
Diese Städte planen hingegen, wie auch 
die Stadt Velbert, jeweils nur knapp ein 
Viertel der Einsparungen im Per sonal-
bereich vorzunehmen. In Unna wer den 
dabei 37 Stellen durch Reduzierung von 
Standards und Aufgabenverdichtung im 
Zeitraum von 2010 bis 2014 abgebaut . 
Ansonsten erstrecken sich die Maßnah-
men auf mehrere Bereiche: 25 Pro zent 
Infrastrukturmaßnahmen, 20 Pro zent Er-
tragsverbesserungen, 15 Prozent Optimie-
rung der Beteiligungen und 10 Pro zent 
auf Reduzie rung von Sachaufwendun gen. 
In Essen ver teilen sich die Einspa run gen 
fast ausgewogen auf die Bereiche  De  fi  zit-
reduzierung beziehungsweise Ge winn aus-
 schüttung der städti schen Betei li gungs   un-
terneh men, Personalkostenreduzierung, 
Aufwandsreduzierung  im Ver wal tungs-
bereich und Steigerung der Erträge. 

Fazit

Aus den betrachteten Haushaltssiche-
rungskonzepten wird deutlich, dass erheb-
liche Einsparungen im Personalbereich 
geplant sind (vgl. Abbildung 1). Sie umfas-
sen in Castrop-Rauxel, Leverkusen und 
Gelsenkirchen (ohne nicht konkretisierte 
Maßnahmen) über die Hälfte der Einspar-
summe. Dies muss nicht zwangsweise 
immer Personalabbau bedeuten, es han-
delt sich auch um Maßnahmen wie Beför-
derungsstopp oder die Reduzierung von 
Rückstellungen. Betrachtet man das Jahr 
2010, so reicht das Kon so lidierungs volu-
men in Bezug auf die Gesamtaufwen-
dungen im aktuellen Haus halt in den ein-
zelnen Städten von 0,2 Prozent in Glad-
beck bis 5,7 Prozent in Essen. 

Die Frage wird nun sein, ob diese Pläne 
umzusetzen sind. Daher gilt es, in den 
kommenden Jahren zu überprüfen, inwie-
fern die identifi zierten Einsparpotenziale 
realisiert werden konnten oder die Schwer-
punktsetzung verändert werden muss. 
Fraglich ist zudem, ob ein HSK auf mög-
licherweise nicht zu realisierenden poli-
tischen Forderun gen   basieren sollte, wie 
es im Falle Duisburg geschehen ist. 

Einige Städte werden jedoch den Weg 
aus der Schuldenfalle aus eigener Kraft 
kaum bewerkstelligen können. Daher 
wurde von mehreren Städten ein Ent-
schuldungsfonds gefordert, der vom da-
maligen Finanzminister allerdings abge-
lehnt wurde. Derzeit fi ndet darü  ber eine 
politische Debatte statt, in der sich die 
neue Landesregierung für eine solche 
Konsolidierungshilfe ausspricht. Allerdings 
müssen die Städte und Gemeinden erheb-
liche eigene Anstren gungen unternehmen , 
auch wenn diese schmerzliche Einschnitte 
bedeuten. Dabei  geht es um eine lang-
fristige Planung mit Blick auf nachhaltige 
Konzepte und wachs  tumswirksame Maß-
nahmen, die den Zeit raum von vier Jah-
ren übersteigen dürfte. p

im Per so   nalbereich (drei Viertel der Ein-
spar summe in 2010) geplant. Dagegen 
wurden in den Jahren 1997 bis 2009 im 
Bereich Sachkosten, vergli chen mit den 
Personalkosten, fast doppelt so viele Ein-
sparungen umgesetzt. Insgesamt kommt 
Castrop-Rauxel in den Jahren 2010 bis 
2013 auf ein Einsparvolumen von 36 Mil-
lionen Euro inklusive der Kürzung investi-
ver Maßnahmen, die für 2010 eingeplant 
sind. 

Leverkusen
Im Falle von Leverkusen ist das HSK, wie 
auch in Duisburg und Castrop-Rauxel, 
nicht genehmigt worden. Im Zeitraum 
2010 bis 2013 sind im Personalbereich 
Einsparungen in der Höhe von 43,3 Mil -
lionen Euro veranschlagt, das sind über 
59 Prozent des Gesamtkonsolidierungs-
volumens. Sind es im Jahr 2010 noch gut 
6 Mil lionen Euro, sollen im Jahr 2015 be-
reits  über 10 Millionen bei den Personal-
auf wendungen gekürzt werden. Konsoli-
die rungspotenziale werden zudem vor 
allem im Bereich Gebäudewirtschaft, ge-
folgt von den Bereichen Finanzen, Kultur 
und Jugend gesehen.

Gladbeck
Die Stadt Gladbeck hatte 2009 ein ge-
nehmigtes Haushaltssicherungskonzept, 
da sie den Haushalt durch Inanspruch-
nahme der Aus gleichsrücklage formal 
ausgleichen konnte. Diese ist jedoch auf-
gebraucht worden, sodass 2010 der Kom-
munalaufsicht erneut ein modifi ziertes 
HSK vorgelegt werden musste. Darin ist 
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